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Schriftliche Erklärung zur „Entschädigung der Opfer des Kommunismus in Istrien, 
Dalmatien und Julisch-Venetien“

Das Europäische Parlament,

– gestützt auf Artikel 51 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass die Verurteilung der Verbrechen des Kommunismus und die 
moralische und materielle Entschädigung seiner Opfer ein fundamentales Handlungsprinzip 
der Europäischen Union sein muss,

B. unter Hinweis darauf, dass in Italien seit nunmehr 2 Jahren am 10. Februar der „Tag der 
Erinnerung“ begangen wird, zum Gedenken an das Massaker, das Titos kommunistische 
Milizen an Tausenden Unschuldigen in den Dolinen begangen haben sowie an das Leid und 
die materielle Schädigung der am Ende des Zweiten Weltkriegs aus Istrien, Dalmatien und 
Julisch-Venetien verbannten Menschen,

C. in der Erwägung, dass die gegenwärtige slowenische Gesetzgebung die Rückgabe der vom 
kommunistischen jugoslawischen Regime im Zeitraum 1945 bis 1956 enteigneten Güter 
ausschließlich an ex-jugoslawische und slowenische Bürger vorsieht und damit die 
enteigneten istrischen Bürger benachteiligt,

D. unter Hinweis darauf, dass eine ähnliche Gesetzgebung in Kroatien existiert,

1. fordert die Kommission und den Rat auf:

– Slowenien aufzufordern, die Prinzipen der Europäischen Menschenrechtskonvention zu 
achten, insbesondere das Recht auf Eigentum und Nichtdiskriminierung, indem es die 
diskriminierenden Elemente der Privatisierung aus seinen Rechtsvorschriften tilgt;

– außerdem – im Hinblick auf den bevorstehenden Beschluss des Rates, die 
Beitrittsverhandlungen mit Kroatien zu eröffnen – das schmerzliche Thema der 
Enteignung von italienischen und europäischen Bürgern anzusprechen, die gezwungen 
wurden, ihren Grund und Boden zu verlassen, und eine Änderung der diskriminierenden 
kroatischen Rechtsvorschriften in diesem Bereich zu fordern;

2. beauftragt seinen Präsidenten, diese Erklärung der Kommission und dem Rat zu übermitteln.


